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Inhalt. der minderjährige Sohn unter gleichen Umſtäuden ob feiner Mithilfe 
Aar Nes e DR bes Mikitärkätgeſeges in dem ausgebreiteten Geſchäfte oder in der Wirthſchaft ſeiner Eltern 
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Die Thatſache eines wenn auch langjährigen ſelbſtſtändigen, jedoch unbefugten . EN der 8 des allg. bürger e Be 2 als 
Betriebes eines beſtimmten Gewerbes kann nicht dem im $ 14 des Geſetzes die Pflicht des Vaters, nur ſo lange für den Unterhalt ſeiner Kinder 
vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, verlangten Nachweiſe mehrjähriger zu ſorgen, bis ſie ſich ſelbſt ernähren können, und es iſt daher irrelevant 
Verwendung als Gehilfe in demſelben Gewerbe gleichgeachtet werden. für dieſe Verpflichtung, ob der Sohn bereits großjährig iſt oder nicht, 
$ 171 St. G. Der einem zum Mitgenuſſe eines Waldes Berechtigten zur Laſt ſobald nur die Möglichkeit dieſer ſelbſtſtändigen Ernährung außer 
fallende Holzbezug mit Nichtbeachtung der vorgeſchriebenen Bezugsmodalitäten Frage ſteht. 


en | Da Billigkeit und gleiches Recht als oberſte Grundſätze bei der 
Perponatten 7 1 aus den Intentionen des Geſetzes hervorleuchten, hat in 
genen der Praxis der § 4 des Geſetzes, welcher die Subſidiartaxpflicht der 
5 Eltern, reſp. Großeltern oder Wahleltern inſolange normirt, als ihre 
Ur | tagpflichtigen Söhne, reſp. Enkel oder Wahlkinder kein zu ihrem Unter⸗ 
. halte ausreichendes Vermögen oder Einkommen beſitzen und ihr Unter⸗ 
Zur Auslegung des 8 4 des Militärtargeſetzes. halt ausſchließlich oder doch zum größten Theile von einer dieſer Per⸗ 
ſonen beſtritten wird, eine derartige Auslegung erfahren, daß die betref⸗ 
Mit dem Erkenntniſſe vom 28. November 1883, Z. 2722, hat fenden Taxpflichtigen, wenn ſie in der Wirthſchaſt oder in dem Geſchäfte 
der Verwaltungsgerichtshof die Eutſcheidung gefällt, daß die ſubſidiariſche ihren Eltern ꝛc., wenngleich als Hilfsarbeiter, in Verwendung ſtehen 
Militärtaxpflicht des Vaters entfalle, wenn der großjährige Sohn im | und mit denſelben im gemeinſchaftlichen Haushalte leben, doch Denjenigen 
väterlichen Hauſe nicht in Folge der geſetzlichen Alimentationspflicht, gleichgehalten wurden, deren Unterhalt ganz oder zum größten Theile 
ſondern, weil er dem Vater als Hilfsarbeiter Dienſte leiſtet, feine Ver⸗ von dieſen Angehörigen beftritten wird. 
köſtigung bezieht. Daß dieſe Auffaſſung ihrer guten Begründung nicht entbehrte, 
In den Entſcheidungsgründen dieſes Erkenntniſſes, mit welchem leuchtet ſofort ein, wenn man in Erwägung zieht, daß es doch nicht in 
die betreffende, die ſubſidiariſche Militärtaxpflicht des Vaters des Tax⸗ der Abſicht des Geſetzes liegen kann, den Sohn eines wohlhabenden 
pflichtigen Bartholomäus Moosbrugger ausſprechende Statthalterei. Wirtbſchaftsbeſißers oder Geſchäftsmannes, der, wenngleich deſſen den 
Entſcheidung behoben wurde, wird hervorgehoben, daß der genannte gewöhnlichen Taglohn nicht überſchreitende Knechtes⸗, reſp. ſimpelſte 
großjährige Sohn feine Verköſtigung im väterlichen Haufe nicht in Folge Hilfsarbeiterſchaft im väterlichen Haufe behauptet und ſeitens des die 
der geſetzlichen Alimentirungspflicht, ſondern, weil er dem Vater in Erhebungen pflegenden Gemeindevorſtehers in der Regel auch nicht in 
feinem ausgebreiteten Geſchäfte als Hilfsarbeiter, wie die Statthalterei] Abrede geſtellt wird, in Anſehung der zu bemeſſenden Taxe mit einem 
ſelbſt anerkennt, erſprießliche Dienſte leiſte, bezieht und auch gegründeten armen Wirthſchaftsknechte oder gewerblichen Hilfsarbeiter gleichzuſtellen, 
Anſpruch auf einen Lohn beſitze. der kümmerlich ſich um ſeinen Taglohn müht, was aber der Fall iſt, 
Es könne daher bei dem Umſtande, als er noch überdies ein wenn angenommen wird, daß derſelbe durch ſeine Verwendung im 
eigenes Vermögen von circa 4000 fl. beſitzt, mit Grund angenommen väterlichen Haufe das zu feinem Unterhalte nöthige Einkommen ſich ſelbſt 
werden, daß er im Stande ſei, ſich den feinen Verhältniſſen entfprechen- verdient. 
den Unterhalt ſelbſt zu verſchaffen, daß mithin die im $ 141 des allg. Es iſt ein ſehr beliebtes und auch einer gewiſſen Originalität 
bürgerl. Geſetzbuches gegründete Verpflichtung des Vaters, ſür Pa entbehrendes Auskunftsmittel der ländlichen Bevölkerung, den Tax⸗ 
Unterhalt ſeines Sohnes ſelbſt noch über die Dauer der Minderjährig⸗ bemeſſungsbehörden gegenüber die Rolle der hartherzigen Eltern zu 
keit zu ſorgen, nicht mehr beſtehe, womit dann auch die aus dieſer ſpielen, welche ihren Kindern, auch wenn ſie in ihrem eigenen Hauſe ſich 
civilrechtlichen Verpflichtung im § 4 des Geſetzes vom 13. Juni befinden, nur den zu ihrer Erhaltung nothdürftigſten Lebensunterhalt, 
1880 abgeleitete Verpflichtung des Vaters zur Zahlung der Militär welchen ſie ſich jedoch ſelbſt durch ihre Arbeitsleiſtung verdienen müſſen, 


taxe ſür dieſen Sohn von ſelbſt entfallen ſei. anweiſen, ohne ihnen irgend welche Emolumente ihrer eigenen Wohl⸗ 
Dieſes Erkenntniß dürfte für die künſtige Handhabung des Militär⸗ habenheit zukommen zu laſſen. 

taxgeſetzes von ſo entſcheidendem Belange ſein, daß es ſich wohl ver⸗ In der That aber und in der Regel, kann man ſagen, verhält 

lohnt, ſeine einſchlägige Bedeutung in Kürze zu beleuchten. fi) die Sache ganz anders, und der Tappflichtige iſt und bleibt der 


Durch die Begründung des in Rede ſtehenden Erkenntniſſes iſt Sohn eines wohlhabenden Mannes, der allein nicht darbt, wo ſeine 
zugleich ein Fingerzeig zur Entſcheidung in dem Falle gegeben, wenn | Hausgenoſſen und Angehörigen in guten Verhältniſſen leben. 


Dadurch nun, daß die Taxbemeſſungsbehörde, reſp. die hiezu 
berufene Commiſſion bemüht iſt und bemüht ſein muß, dieſe durch die 
Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe entſtehende Ungleichmäßigkeit, welche 
aber im Geſetze ſelbſt keine beſondere Berückſichtigung findet, auszu⸗ 
gleichen, iſt jene Lücke in demſelben ſühlbar geworden, welche in dieſen 
Fällen die Anwendung des § 4 des Militärtaxgeſetzes, deſſen Wortlaut 
auf eine mit dem Grundſatze einer gleichartigen Bemeſſung collidirende 
Behandlung ſolcher Tappflichtigen hinweiſt, bisher ſo ſehr erſchwerte. 

Dieſe Lücke iſt durch das erwähnte Erkenntniß des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes, vermöge der ſeinen Ausſprüchen für die künftige Spruch⸗ 
praxis uſuell innewohnenden Autorität, ausgefüllt worden, indem er 
entſchieden hat, daß der Wortlaut des Geſetzes, welcher auf die ſelbſt⸗ 
ſtändige Bemeſſung ſolcher Tappflichtigen hinweiſt, Anwendung zu 
finden habe. 

Abgeſehen davon, daß es eine mißliche Sache iſt, wenn bei der 
Taxbemeſſung den bemittelteren Taxpflichtigen gegenüber den unbemittelten 
eine durch die Eigenartigkeit der geſetzlichen Normen bedingte günſtigere 
Stellung eingeräumt wird, hat dieſe Auslegung noch ihre anderen 
Conſequenzen, welche in Kürze noch angedeutet ſein mögen. 

Wenn, wie dies ausſchließlich oder doch zum größten Theile der 
Fall geweſen ſein dürfte, bisher bei der Taxbemeſſung an dem Grundſatze 
feſtgehalten wurde, daß für Taxpflichtige der in Rede ſtehenden Kate⸗ 
gorie ihre Eltern, reſp. Groß⸗ oder Wahleltern als Subſidiartaxpflichtige 
zur Taxentrichtung herangezogen wurden, jo dürfte in dieſen Taxbemeſſungs⸗ 
fällen, mit Inbegriff der bei dem allfälligen Vorhandenſein von außer 
dem Taxppflichtigen zu erhaltenden Kindern nach dem letzten Abſatze des 
8 4 eintretenden Theilung des als Bemeſſungsmaßſtab dienenden directen 
Steuerbetrages, im Durchſchnitte doch ein bedeutend höherer Taxertrag 
ſich ergeben haben, als derjenige iſt, welcher bei der ſelbſtſtändigen 
Bemeſſung dieſer Taxpflichtigen, die als Hilfsarbeiter in die letzte, oder 
doch mindeſtens in die vorletzte Taxclaſſe eingereiht werden müſſen, 
erzielt werden kann. 

Die unmittelbare Folge davon wird in dem entſprechenden Aus⸗ 
falle in dem Taxerträgniſſe gelegen ſein, welcher durch den Abgang eines 
aliquoten nicht allzu geringfügigen Theiles des bisherigen Taxerlöſes ſich fühl⸗ 
bar machen wird. Es wäre denn, daß, um dem vorzubeugen, der $ 4 des 
Militärtaxgeſetzes durch Aufnahme einer Beſtimmung ergänzt würde, 
wonach Tappflichtige, welche in der beſprochenen Weiſe in der Wirth⸗ 
ſchaft oder in dem Geſchäfte wohlhabender Eltern in Verwendung ſtehen, 
nach einem dem Beſitzſtande derſelben entſprechenden höheren Tanxſatze 
der Militärtaxbemeſſung zu unterziehen wären. | 

Dr. Leopold Preleuthner. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Führung von Gaſthausſchildern. ) 


Der Stadtmagiſtrat T. intimirte unterm 9. October 1883, 
3. 6422, dem Gaſtwirthe J. C., daß der Gemeindeausſchuß ihm die 
Bewilligung zur Anbringung des Schildes „Alla Colomba d'Oro“ bei 
ſeinem Wirthſchaftslocale ertheilt habe. 

An den Gaſtwirth J. J. daſelbſt erging unterm 9. October 1883, 
3. 6425, nachſtehendes magiſtratliches Decret: 

„Mit Decret vom 25. Juli wurde Ihnen die Uebertragung des 
Wirthsgewerbes vom Hauſe Nr. 83 auf Nr. 114 bewilligt, aber von 
einem Schilde des neuen Gewerbes war nicht die Rede, indem diesſalls 
kein Anſuchen vorlag. Es iſt notoriſch, daß Sie bei dem neuen Wirths⸗ 
locale Haus Nr. 114 das Schild „Alla Colomba d'Oro“ ohne Vor⸗ 
lage der Zeichnung und ohne Befugniß angebracht haben. Auf Grund 
eines Beſchluſſes des Gemeindeausſchuſſes werden Sie aufgefordert, 
ſofort das Schild zu entfernen, welches bereits von Municipium einem 
anderen Wirthe bewilligt wurde. Es iſt übrigens vom Geſetze beſtimmt, 
daß für Gewerbe gleicher Natur zwei gleiche Schilder nicht geſtattet 
ſind. Sie werden alſo dem Municipium andeuten, welches Schild Sie 
zu führen beabſichtigen, damit Ihnen die erforderliche Bewilligung ertheilt 
werden könne.“ 

Ueber Recurs des Wirthes J. 
3. 7902 wie folgt: 


entſchied die Statthalterei sub 


) Siehe auch Zeitſchrift f. Verwaltung 1879, S. 134. 
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„Das magiſtratliche Decret beruft ſich auf keine geſetzliche Beſtim⸗ 
mung, nach welcher zwei gleiche Schilder für Gewerbe gleicher Natur 
nicht bewilligt werden können. Die im Auge gehabte geſetzliche Beſtim⸗ 
mung dürfte jene des § 46 der durch das Geſetz vom 15. März 1883 
abgeänderten und ergänzten Gewerbeordnung vom 20. December 1859 
ſein. Kraft dieſes Paragraphes iſt kein Gewerbetreibender berechtigt, die 
beſondere Bezeichnung des Etabliſſement eines anderen Gewerbetreibenden 
widerrechtlich ſich anzueignen, und im vorliegenden Falle wäre zu con⸗ 
ſtatiren, ob die Bezeichnung (Alla Colomba d'Oro) einem Anderen 
ausſchließlich zugeſtanden ſei, bevor ſie J. bei ſeinem neuen Gewerbs⸗ 
locale Nr. 114 angebracht hat. Es erhellt aus den Acten, daß bereits 
ſeit Jahren ſich obiger Bezeichnung diejenigen Perſonen bedienten, welche 
den 1. Stock des Hauſes Nr. 83 zur Ausübung des Wirthsgewerbes 
gemiethet hatten, es iſt aber nicht erſichtlich, ob auf dieſem Hauſe die 
Wirthsberechtigung und mit derſelben die Befugniß der Bezeichnung 
„Alla Colomba d'Oro“ radicirt war, und es iſt auch nicht nachge— 
wieſen, daß letztgenannte Berechtigung aus irgend einem Titel entweder 
dem Eigenthümer des Hauſes Nr. 83 oder einem Anderen verliehen 
worden ſei, der dortſelbſt oder anderswo das Wirthsgewerbe betrieben 
hat. Nachdem die Führung des Schildes „Alla Colomba d'Oro“ weder 
den Eigenthümern des Hauſes Nr. 83 noch Anderen, welche das Wirths⸗ 
gewerbe ausgeübt haben oder noch ausüben, aus einem privatrechtlichen 
Titel zukommt, ſo folgt daraus, daß J. durch die Anbringung obiger 
Bezeichnung bei ſeinem neuen Gewerbslocale unmöglich eine Uebertre⸗ 
tung des bezeichneten § 46 begehen konnte. Die Beſeitigung der Be⸗ 
zeichnung „Alla Colomba d'Oro“, welche J. bei dem Hauſe Nr. 114 
angebracht hatte, kounte daher auf Grund dieſes Paragraphes demſelben 
nicht aufgetragen werden, und da der Statthalterei keine andere geſetz⸗ 
liche Beſtimmung bekannt iſt, wornach die Anbringung eines ſolchen 
Schildes unterſagt wäre, ſo iſt anzunehmen, daß die vom Stadtmagi⸗ 
ſtrate gegenüber dem Wirthe J. getroffene diesbezügliche Verfügung in 
keinem geltenden Geſetze ihre Begründung findet. 

Die zweite in der recurrirten magiſtratlichen Entſcheidung ange⸗ 
führte Motivirung, daß es nämlich Pflicht des J. geweſen wäre, vor⸗ 
her um die Bewilligung zur Führung der Bezeichnung „Alla Colomba 
d'Oro“ unter gleichzeitiger Vorlage der betreffenden Zeichnung anzu⸗ 
ſuchen, gründet ſich auf eine in der für die Stadt T. geltenden Local⸗ 
Polizeiordnung enthaltene Beſtimmung. Da jedoch die Eutſcheidung in 
höherer Inſtanz über die in localpolizeilichen Angelegenheiten getroffenen 
Verfügungen nicht den ſtaatlichen Behörden, ſondern den autonomen 
Organen zuſteht, ſo kann die Statthalterei in dieſer Hinſicht keine Ent⸗ 
ſcheidung fällen. 

Auf Grund obiger Ausführungen findet daher die Statthalterei 
als Gewerbebehörde die recurrirte Entſcheidung des Stadtmagiſtrates, 
inſoferue dieſelbe erklärt, daß J. J. kraft einer geſetzlichen Beſtimmung 
verpflichtet iſt, von dem Hauſe Nr. 114, wo er ſein Gewerbe betreibt, 
das angebrachte Schild zu entfernen, aufzuheben und zugleich zu bemer⸗ 
ken, daß der Stadtmagiſtrat dem J. eine neue Friſt für eine allfällige 
Beſchwerde im Sinne des $ 81 des Gemeindeſtatutes gegen die unter⸗ 
ſagte Führung des Schildes zu gewähren hat.“ 

Ueber weiteren Recurs erfloß ſeitens des k. k. Miniſteriums des 
Innern unterm 19. März 1884, 3. 1273, nachſtehende Entſcheidung: 

„Es handelt ſich um einen Streitfall, über welchen zu entſcheiden 
im Grunde der 88 44 und 46 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 
1883, R. G. Bl. Nr. 39, die Gewerbebehörde berufen iſt. Hiernach 
hatte der Stadtmagiſtrat T. über das von J. C. eingebrachte Anſuchen 
um Geſtattung der Führung der in Frage ſtehenden Bezeichnung vor⸗ 
zugehen und hiernach war auch in zweiter Inſtanz über die Beſchwerde 
des J. J. gegen das ihm die Führung der erwähnten Bezeichnung 
unterſagende Magiſtratsdecret vom 9. October 1883, 3. 6425, zu 
erkennen, wobei die localpolizeilichen Rückſichten von jenen der Gewerbe⸗ 
polizei nicht abgetrennt behandelt werden konnten. Da nun aus den 
Acten hervorgeht, daß J. ſich der Bezeichnung „Alla Colomba d'Oro“ 
für ſein Wirthsgewerbe jedenfalls früher als C. bedient, und daß er 
dieſe Bezeichnung auch unbeſtrittenermaßen allein geführt hat und da 
es ſerner keinem Zweifel unterliegt, daß die in Rede ſtehende Bezeich⸗ 
nung auch als eine entſprechende anzuſehen iſt, findet das Miniſterium 
des Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium unter Behe⸗ 
bung der angefochtenen Entſcheidung der Statthalterei und der Decrete 
des Stadtmagiſtrates in T. vom 9. October 1883, 3. 6425 und 6422, 
auszuſprechen, daß dem J. die Berechtigung zur Fortführung der äußeren 


Bezeichnung „Alla Colomba d'Oro“ für feine gewerbliche Betriebsſtätte 
zukommt und daß der Gebrauch derſelben ſeitens des C. als ein wider⸗ 
rechtlicher einzuſtellen iſt.“ F. K. 


Die Thatſache eines wenn auch langjährigen ſelbſtſtändigen, jedoch 

unbefugten Betriebes eines beſtimmten Gewerbes kann nicht dem 

im $ 1 des Geſetzes vom 15. März 4883, N. G. Bl. Nr. 39, 

verlangten Nachweiſe mehrjähriger Verwendung als Gehilfe in 
demſelben Gewerbe gleichgeachtet werden. 

In dem Gebiete der Gemeinde N. betrieb Johann Sch. ſeit 
langer Zeit einen Möbelhandel, anfänglich neben einem Trödelgeſchäfte, 
ſohin als er dasſelbe aufgegeben hatte, als alleiniges Gewerbe. Mit 
dem Zeitpunkte, als die Gewerbenovelle vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39, ihre Wirkſamkeit erlangt hatte, ſah ſich Johann Sch. 
in ſeinem Geſchäſtsbetriebe etwas beengt, da Anzeigen gegen ihn darüber 
in Ausſicht ſtanden, daß er neben dem Möbelhandel wie bisher auch 
noch die Tiſchlerei betreibe. Der Genannte meldete in Folge deſſen 
mündlich bei der Bezirksbehörde zu N. den Betrieb des Tiſchlergewerbes 
an, welche Meldung jedoch nicht entgegengenommen ward, da Sch. die 
im § 14 des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, 
geforderten Nachweiſe, daß er dieſes Gewerbe ordentlich erlernt habe 
und durch mehrere Jahre bei einem Meiſter als Gehilfe in Verwendung 
geſtanden ſei, nicht zu erbringen in der Lage geweſen Johann Sch. 
wendete ſich nun in einem Immediatgeſuche an die k. k. Statthalterei 
um die Dispens von der Beibringung des Befähigungsnachweiſes zum 
Betriebe der Tiſchlerei und der Tapeziererei; in dieſem Einſchreiten 
hob er hervor, daß er bisher ſein Gewerbe ordnungsmäßig geſührt, 
feinen privat⸗ und öffentlich- rechtlichen Verpflichtungen genau nach⸗ 
gekommen ſei, und ſeit Jahren in ſeinem Trödel- und zuletzt neben 
feinem Möbelgeſchäſte unter feiner perſönlichen Leitung ſowohl Tiſchler⸗ 
wie Tapeziererarbeiten ausgeführt worden ſeien, nachdem er wiederholt 
genöthigt geweſen, einerſeits ſchadhafte alte Möbel der Trödlerei, ander⸗ 
ſeits beſchädigt eingelangte Waaren ſeines Möbellagers früher repariren 
zu laſſen, ehe er ſie an Kunden abſetzen konnte. Zu dieſen Neben⸗ 
geſchäften habe er früher einen Gewerbeſchein nicht gelöſt, einen ſolchen 
zu löſen auch nicht für nöthig erachtet, da die bei ihm ausgeführten 
Tiſchler⸗ und Tapeziererarbeiten lediglich ſich auf kleinere oder größere 
Reparaturen der Waaren ſeines Möbel- und Trödellagers bezogen, ſolche 
Arbeiten überall im Rahmen des Gewerbes der Möbelhandlungen und Möbel⸗ 
trödlereien anſtandslos geduldet worden ſeien. Die Bezirksbehörde zu N 
beſtätigte in ihrem Berichte, daß die Angabe des Sch., er habe ſeither 
wiederholt Tiſchler⸗ und Tapeziererarbeiten ausgeſührt, in der That 
richtig wäre; auch bezeugte ſie die Unbeſcholtenheit des Sch. 

Mit Erlaß vom 8. Jänner 1884, Z. 736, erklärte ſich die 
Statthalterei zu Wien außer Stande, die erbetene Nachſicht des 
Beſähigungsnachweiſes zum ſelbſtſtändigen Betriebe des Tiſchler⸗ und 
Tapezierergewerbes zu N. zu ertheilen, da nach Abſchnitt 7 des § 14 
der Gewerbeordnung die Landesſtelle zwar ermächtigt ſei, ausnahmsweiſe 
von der Beibringung des Lehrzeugniſſes Umgang zu nehmen, keines⸗ 
wegs aber auch von dem Arbeitszeugniſſe über eine mehrjährige Ver⸗ 
wendung als Gehilfe dispenſiren dürſe, und der vom Geſuchſteller 
„behauptete langjährige unbefugte Gewerbebetrieb nicht einem Nachweiſe 
der verlangten mehrjährigen Verwendung im Gewerbe gleichgeachtet 
werden kann.“ Auch ſei die Anwendung des Abſatzes 6 des eit. $ 14 
der Gewerbeordnung hier ausgeſchloſſen, weil es ſich nicht um den 
Uebertritt von einem handwerksmäßigen Gewerbe zu einem anderen 
verwandten Gewerbe handelt. Dr. V. P. 


$ 171 St. G. Der einem zum Mitgenuſſe eines Waldes Berech⸗ 
tigten zur Laſt fallende Holzbezug mit Nichtbeachtung der vor⸗ 
geſchriebenen Bezugsmodalitäten begründet nicht Diebſtahl. 
In der Gemeinde Nemielkau beſitzen dreizehn Inſaſſen, zu welchen 

auch Johann H. gehört, gemeinſchaftlich eine Waldſtrecke, und zwar iſt 
Letzterer zu zwei Dreizehntel Miteigenthümer dieſes Waldes und wurde 
unter dieſen dreizehn Inſaſſen vereinbart, daß der Ortsvorſteher 
Johann Ch. zum Verwalter dieſer Waldſtrecke beſtellt werde, diefer 
allein berechtigt ſei, jedem einzelnen Theilhaber den alljährlich auf ihn 
entfallenden Waldnutzen auszuweiſen, was auch alljährlich geſchah; und 
daß Derjenige, welcher etwas mehr nahm, als ihm von dieſem Ver⸗ 
walter ausgewieſen worden war, verhalten werde, dieſes Mehr zu 
bezahlen. 
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Die Ausweiſung des für jeden der dreizehn Inſaſſen für das Jahr 
1883 entfallenden Waldnutzens durch den als Verwalter beſtellten Orts⸗ 
vorſteher fand nun auch im Jahre 1883 ſtatt, wobei Johann H. ſich 
in ſeinem Antheile deshalb geſchmälert erachtete, weil ihm nur lauter 
dünne Stämme angewieſen worden waren. 

Derſelbe begab ſich deshalb nach ſtattgefundener Vertheilung des 
Waldnutzens, ohne Vorwiſſen oder Einwilligung des Ortsvorſtehers, 
mit ſeinen beiden Brüdern Paul H. und Joſeph H. in obige Wald⸗ 
ſtrecke, woſelbſt ſie gemeinſchaftlich einen Stamm fällten, hiebei aber 
vom Ortsvorſteher betreten wurden, der ihnen die Wegſchaffung des 
gefällten Stammes unterſagte. 

Aus dieſem Anlaſſe erhob die Staatsanwaltſchaft gegen dieſe 
drei Brüder die Anklage wegen Verbrechens des Diebſtahls nach 
ss 171 und 174, II. lit. b St G., weil der Kieferſtamm auf mehr 
als 5 fl. bewerthet wurde, und wurden mit dem Urtheile des Kreis- 
gerichtes in Pilſen vom 12. September 1883, Z. 7093, auch alle 
drei Angeklagten dieſes Verbrechens ſchuldig erkannt und zur Kerker⸗ 
ſtrafe verurtheilt. 

Auf die von den Angeklagten gegen dieſes Urtheil auf Grund 
des § 281, 3. 9, lit. a und h St. P. O. erhobene Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde caſſirte der k. k. oberſte Gerichts- als Caffationshof mit 
Entſcheidung vom 19. Jänner 1884, 3 12.394, das angefochtene 
Urtheil in dem Ausſpruche über Schuld und Strafe und ſprach die 
Angeklagten von der Anklage frei. — Grün de: 

Ein weſentliches Merkmal in der geſetzlichen Begriffsbeſtimmung 
des Diebſtahls iſt das Vorhandenſein einer „renden Sache“. Eine 
ſolche war aber der Fichtenſtamm, welchen Johann H. und mit ihm 
die beiden anderen Angeklagten — über des erſteren Geheiß — gefällt 
und aus dem Walde entfernt hatten, für Johann H. nicht. Denn 
das Erkenntnißgericht hat feſtgeſtellt, daß der Wald, in welchem jener 
Fichtenſtamm geſtanden hat, ein gemeinſchaftliches Eigenthum mehrerer 
Grundbeſitzer von Nemielkau, darunter auch des Johann H., und daß 
dieſer zu zwei Dreizehntel Miteigenthümer des Waldes iſt. Nachdem 
nun gemäß § 361 a. b. G. B. ein gemeinſchaftliches Eigenthum 
dann vorhanden iſt, wenn eine noch ungetheilte Sache mehreren 
Perſonen zugleich zugehört, gemäß $ 361 ct. die Miteigenthümer 
in Beziehung auf das Ganze für eine einzige Perſon angeſehen 
werden, und das Weſen der Gemeinſchaft des Eigenthumes nach 
8 825 a. b G. B. eben darin beſteht, daß das Eigenthum der 
nämlichen Sache mehreren Perſonen ungetheilt zuſteht, erſcheint auch 
die ganze Sache und ein jeder Theil derſelben von dem Miteigenthume 
eines jeden einzelnen der Theilhaber durchdrungen, bildet einen Gegen⸗ 
ſtand der Berechtigung aller derſelben und kann daher auch in Bezie⸗ 
hung auf keinen von ihnen als eine fremde Sache angeſehen werden. 
Das Erforderniß einer fremden Sache mangelt alſo im gegebenen Falle, 
zumal vorliegend nach den Feſtſtellungen des Erkenntnißgerichtes der 
gemeinſchaftliche Wald zur Deckung der Bedürfniſſe der einzelnen Theil⸗ 
haber zu dienen hatte, und die gemeinſchaftliche Benützung desſelben in 
der Art erfolgte, daß der Gemeindevorſteher zu dieſem Zwecke alljähr⸗ 
lich einem jeden der Miteigenthümer deſſen Antheil an dem Waldnutzen 
anzuweiſen hatte. Der Thatbeſtand eines Diebſtahls, ſohin auch eines 
verbrecheriſchen Diebſtahls iſt demnach an Seite des Johann H. und 
folgerichtig auch an Seite der Mitangeklagten, ſeiner Brüder, nicht vor⸗ 
handen und zwar um jo weniger, als gemäß $ 833 a. b. G. B. der 
Beſitz der gemeinſchaftlichen Sache allen Theilhabern insgeſammt zu⸗ 
kommt, der Verwalter des gemeinſchaftlichen Gutes als ſolcher nach 
8 837 a. b. G. B. nur als ein Machthaber anzuſehen iſt, die An⸗ 
nahme des Erkenntnißgerichtes daher, daß der Gemeindevorſteher als 
der derzeitige Verwalter des Waldes auch deſſen Beſitzer iſt, als eine 
zutreffende nicht angeſehen werden kann und ſohin auch das weitere 
Erforderniß im Begriffe des Diebſtahls, nämlich der Entziehung der 
Sache aus dem Beſitze eines Anderen, nicht vorliegt. Durch die Ver⸗ 
urtheilung der Angeklagten wegen des Verbrechens des Diebſtahls iſt 
daher allerdings das Geſetz unrichtig angewendet worden. Ueber die auf 
§ 281, Z. 9, lit. a St. P. O. geſtützte Nichtigkeitsbeſchwerde der 
Angeklagten mußte demnach das angefochtene Urtheil aufgehoben und 
gemäß § 288, Z. 3 St. P. O. ſofort in der Sache ſelbſt erkannt 
werden, daß die Angeklagten von der wider ſie erhobenen Anklage nach 
8 259, Z. 3 St. P. O. freigeſprochen und gemäß $ 390 St. P. O. 
vom Erſatze der Koſten des Straſverfahrens losgezählt werden. Iſt nach 
Maßgabe der vorſtehenden Ausführungen in der den Angeklagten zur 
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Laſt gelegten Handlung ein Diebſtahl und überhaupt eine der Cognition 188. Verordnung der Miniſter des Handels und des Innern vom 
des Strafgerichtes unterliegende ſtrafbare That auch nicht zu erkennen, 20. December 1883, bezüglich der weiteren Giltigkeit der Verordnung der Miniſter 
fo kann darin gleichwohl eine Uebertretung der bei Ausübung von Be⸗ des Handels und des Innern vom 25. März 1883 (R. G. Bl. Nr. 4), betreffend 
nützungsrechten an Waldungen zu beobachtenden Vorſchriften des Geſetzes die gewerbsmäßigen Anlagen zu Zwecken der Erzeugung und Leitung von 
vom 3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, alſo ein Forftfrenel Elektricität. 
gelegen fein. Solche Uebertretungen find aber im Sinne der 88 14, 189. Kundmachung des Finanzmiuiſteriums vom 22. December 1883, 
15, 18, 60 und 68 dieſes Geſetzes der Ahndung durch die politiſche betreffend die Erweiterung der Befugniſſe der Nebenzollämter Zwornik, Visegrad 
Behörde anheimgeſtellt, weshalb unter Einem an das Kreisgericht in und Cajnica. 8 
Pilſen der Auftrag ergeht, die Acten dieſer Straſſache zur allfälligen In Stück Ausgeg. am 30. December. 
Amtshandlung der competenten politiſchen Behörde mitzutheilen. 190. Geſetz vom 22. December 1883, womit die Aushebung der zur 
Erhaltung des ſtehenden Heeres (Kriegsmarine) und der Erſatzreſerve erforderlichen 
Recrutencontingente im Jahre 1884 bewilligt wird. 
191. Verordnung der Miniſterien des Innern und für Cultus und Unter⸗ 
Geſetze und Berordnungen. richt vom 28. Dec. 1883, betreffend das Uebereinkommen zwiſchen der öſterr.⸗ 
ung. Monarchie und dem Königreiche Italien wegen Mittheilung der Geburts⸗, 
ö 1883. II. Semeſter. Trauungs⸗ und Todtenſcheine, dann der Naturaliſationsurkunden der beiderfeitigen 
Neichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche Staatsangehörigen. 
und Länder. 
LIV. Stück. Ausgeg. am 23. December. 


176. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
12. Deceinber 1883, betreffend die Zollabfertigung von Kratzenleder in zweifel⸗ 
haften Fällen. 

177. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
12. December 1883, betreffend die Zollbehandlung von Kratzen (Krempel, Karden) 
aller Art. 

178. Erlaß des Finanzuntiniſteriums vom 13. December 1883, betreffend 
die Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Wels zur Creditirung fälliger 
Einfuhrszollbeträge. 

179. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 16. December 1883, betreffend 
die Auflaſſung der k. k. Telegraphendirectionen in Trieſt, Zara, Brünn, Prag 
und Lemberg, ferner der ſämmtlichen k. k. Telegraphen⸗Bezirkscaſſen, einſchließlich 
der k. k. Telegraphen⸗Haupt⸗ und Bezirkscaſſe in Wien und des k. k. Telegraphen⸗ 
Centraldepots. 

180. Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 22. December 1883, 
in Betreff des Beſchluſſes des Reichsrathes über die kaiſerliche Verordnung vom 
25. Juni 1883 (R. G. Bl. Nr. 121), wodurch die Geltung des Geſetzes von“ 
28. Februar 1882 (R. G. Bl. Nr. 22), betreffend die Einführung von Ausnahms⸗ 


Landes⸗Geſetz⸗- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 


XXII. Stück. Ausgeg. am 3. Juli. 

50. Verorduung des k. k. niederöſterreichiſchen Landes⸗Schulrathes vom 
6. Juni 1883, 8. 3346, mit welcher die Verordnung vom 26. Jänner 1880, 
3. 8119, L. G. Bl. Nr. 6, betreffend das Vorkommen und die Verhütung der 
Ausbreitung von übertragbaren Krankheiten des jugendlichen Alters in Schulen, 
Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten, in einigen Punkten abgeändert wird. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 6. Auguſt. 

51. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 31. Juli 1883, Z. 4901-Pr., betreffend die Ausſcheidung 
der Ortsgemeinde Straning aus dem Gebiete der Bezirkshauptmannſchaft Ober⸗ 
Hollabrunn und Zuweiſung dieſer Gemeinde zur Bezirkshauptmannſchaft Horn. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe Dr. Hermann Militzer die 
für den techniſchen Dienſt der Poſt⸗ und Telegraphenanſtalt ſyſtemiſirte Hofraths⸗ 
ſtelle, dem Oberpoſtdirector Anton Ritter von Radda die Hofrathsſtelle bei der 
Poſt⸗ und Telegraphendirection in Prag, dem Oberpoſtdirector Anton Schiffner 
gerichten in Dalmatien, verlängert wurde. er a a Sep 25 7 95 100 0 uon I Po 

5 eo: ſetzes für Niederöſterreich Oberpoſtdirector Adolph Koch von Langentreu unter Ver⸗ 

Mage Dee 5 = re 7 0 5 1 1 5 * leihung des Titel und Charakters eines Hofrathes zum Central⸗Poſtinſpector und 

vom 28. Februar (R. G. Bl. Nr. , etreffend die inführung on den Poſtinſpector Moriz Klein zum Oberpoſtinſpector im Handelsminiſterium, 

Ausnahmsgerichten in Dalmatien, für den Gerichtshoſſprengel Cattaro verlängert | endlich den Oberrechnungsrath des Poſt⸗Fachrechnungsdepartements Mathias 
wird. Patek zum Rechnungsdirector ernannt. 

182. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz und der Seine Maieſtät haben den Inſpector und Finanzrath Pius Twar⸗ 


Landesvertheidigung vom 22. December 1883, betreffend die Ausführung des Ee a een enen 
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Geſetzes vom 22. December 1883 (R. G. Bl. Nr. 181), womit die Fortdauer Seine Majeſtät haben dem Inſpector und Finanzrathe bei der General⸗ 
der Wirkſamkeit der Militärgerichte in Dalmatien, verlängert wird. direction der e Buena Eruare 1 1 den Titel und Cha⸗ 
IV. Stil. Mitsgeg. üm 29. December, rakter eines Oberinſpectors un erfinanzrathes verliehen. 


Seine Majeſtät haben den Director des allgemeinen Krankenhauſes in 
Prag Dr. Moriz Smoler zum Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsreferenten 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Obercommiſſär Franz Woitiſchek 
anläßlich feiner Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Eger Dr. Lubert Graf 
taxfrei den Titel und Charakter eines kaiſerlichen Rathes und dem Stadtrathe 
Joſeph Wittmann und dem Obmanne der Bezirksvertretung Caſpar Kremling 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


183. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 5. December 1883, 
betreffend die Arzneitaze für das Jahr 1884. 

184. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 12. December 1883, betreffend 
die Anwendung des mit den Kundmachungen vom 25. September 1883 (R. G. 
Bl. Nr. 154 und 155, V. Bl. Nr. 31) verlautbarten Verſahrens bezüglich der 
in Staats- und Grundentlaſtungsobligationen beſtehenden Militär⸗Heiratscautionen 
auf die in ſolchen Obligationen geleiſteten Heiratscautionen der Officiere und 
Beamten der k. k. Landwehr. Erledigungen 

185. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 12. December 1883, betreffend 8 : 4 5 
die Anwendung 10 1 une e vom 25. September 1883 ri | ana u: pen e e e in en 
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Bl. Nr. 154 und 155, V. Bl. Nr. 31) verlautbarten Verfahrens bezüglich der | (anteil. Gr. 152) BR erPNerrei cen es beheſſe zien an 
in Staats⸗ und Grundentlaſtungsobligationen beſtehenden Militär⸗Heiratscautionen Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in der Männer⸗Strafanſtalt in 
auf die in ſolchen Obligationen geleiſteten Heiratscautionen der Offieiere und Prag, Hanpterffte ele ö ce Nangsclaſſ entuel Gafſtessſetle in ber 
Beamten der königl. ungariſchen Landwehr und der königl. ungariſchen Gendarmerie⸗ mentis Fan gsclaſſe bei der Bergdirection nig binnen 3 Wochen. (Amtsbl. 
officiere. Nr. 154.) 
186. Kundmachung des Finanzminifteriums vom 14. December 1883, Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den Bezirkshaupt⸗ 
betreffend die Zurückverlegung des königl. bayeriſchen Nebenzollamtes Schafberg nen che Ee een 5 e für Bos⸗ 
en 11 K „ 5 S nien und die Herzegowina, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 156.) 

187. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 


17. December 1883, betreffend die Ermächtigung aller ärariſchen Poſtämter, auch 1 1 2 5 
Poſtſendungen im Gewichte von mehr als 3 Kilogramm ins Ausland ohne Inter⸗ 3 8 Hiezu als B eilage 8 Bogen 13 der Erkennt⸗ 
vention der Zollorgane abzufertigen. niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
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